
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Referentenentwurf einer Verordnung zur Modernisierung des Vergaberechts und zu Grunde 
liegender Gesetzesentwurf zur Neufassung des 4. Teils des GWB 
 
Stellungnahme des Bundes deutscher Innenarchitekten (BDIA) 
 
Der BDIA hat sich bereits im Rahmen der gemeinsamen Stellungnahme der Kammern und Verbände der 
planenden Berufe zum Entwurf einer neuen Vergabeverordnung (VgV) geäußert. 
Die BDIA begrüßt die geplanten Änderungen des Vergaberechts im Wesentlichen.  
 
Allerdings sollte nach Auffassung des BDIA die Gelegenheit der Novellierung genutzt werden, 
Missstände der Vergabepraxis hinsichtlich der Partizipation freiberuflicher Anbietergruppen (hier 
insbesondere des Berufsstands der Innenarchitektinnen und Innenarchitekten) im Bereich der Vergabe 
öffentlicher Aufträge zu beseitigen. 
 
Innenarchitektur ist in Deutschland wie die (Hochbau-)Architektur Gegenstand des gesetzlichen 
Titelschutzes. Dem Beruf liegt ein spezielles, an die Besonderheiten dieses Fachgebietes angepasstes, 
Hochschulstudium zu Grunde. Der Berufsstand ist eine fest auf dem Markt etablierte Berufsgruppe. Dies 
hat der Gesetzgeber bislang zumindest, aber auch nur in § 75 Abs. 1 der Neufassung der VgV rezipiert. 
 
Diesem Umstand trägt die Vergabepraxis nicht Rechnung. Innenarchitektinnen und Innenarchitekten 
werden  bei der Vergabe öffentlicher Aufträge bislang als Marktteilnehmer so gut wie gar nicht 
berücksichtigt. Leistungen aus den Bereichen Hochbauarchitektur und Innenarchitektur werden 
regelmäßig nicht getrennt oder zumindest in Form unterschiedlicher Fachlose vergeben. Im Gegenteil 
werden häufig sogar bei der Vergabe von Leistungen, die vollständig von Innenarchitekten erbracht 
werden können, nur Architekten zur Abgabe eines Angebotes oder zur Teilnahme an entsprechenden 
Planungswettbewerben aufgefordert. Für den Bereich der Innenarchitektur bedeutet die zurzeit geübte 
Vergabepraxis, dass ca. 5800 Berufsträger von der Vergabe öffentlicher Aufträge ausgeschlossen sind. 
Die offensichtlich systematische Ausgrenzung dieser Berufsgruppe aus dem öffentlichen 
Beschaffungsmarkt ist vergaberechtlich mehr als problematisch. Sie widerspricht dem Grundsatz der 
Mittelstandsförderung sowie der diesen konkretisierenden grundsätzlichen Verpflichtung zur 
Losvergabe. Diese rechtliche Vorgabe ist nach wie vor auch im Neuentwurf des GWB - dort im in § 97 
Abs. 4 S. 1-3 -  niedergelegt und wird nunmehr auch durch den insoweit neu gefassten Artikel 46 der 
Richtlinie 2014/24/EU gestärkt, der eine Begründungspflicht für Abweichungen vom Grundsatz der 
Losvergabe einführt. Insoweit ist hier auch insbesondere auf die Begründung des 
Gemeinschaftsgesetzgebers zur Neufassung in Erwägungsgrund 78 der Richtlinie 2014/24/EU zu 
verweisen, in der hinsichtlich der Fachlosvergabe auf die „verschiedenen involvierten Gewerke(n) und 

 



Spezialisierungen“ abgestellt wird, „so dass der Inhalt der Einzelaufträge stärker an die Fachsektoren 
der KMU angepasst wird“. 
 
In einem vom BDIA in Auftrag gegebenen Rechtsgutachten wurde dieser Missstand ausführlich 
vergaberechtlich untersucht und bewertet Das Gutachten ist abrufbar unter: http://bdia.de/wp-
content/uploads/2015/04/Vergabeverfahren-Innenarchitekten_Gutachten_Thomas-Maibaum-fuer-
BDIA_PM.pdf. 
 
Unbeschadet des Leistungsbestimmungsrechts des öffentlichen Auftraggebers ist es Aufgabe des 
Gesetzgebers und der Bundesregierung, hier Abhilfe zu schaffen. Die Aufnahme entsprechender 
Hinweise in die Begründung zur Neufassung der VgV und/oder des GWB im Rahmen des 
Vergaberechtsmodernisierungsgesetzes (VergRModG) an geeigneter Stelle wäre aus Sicht des BDIA 
zweckdienlich und letztlich auch geboten. 
 
Berlin, den 11. Januar 2016 
 
 
Anlage: Formulierungsvorschläge zur Begründung VGV-neu und VergRModG 
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R
eferentenentw

urf V
gV

-neu 
(S

tand: 09.11.2015) 
B

egründung  
B

ew
ertung/E

inschätzung/A
nm

erkungen B
D

IA
 

 
§ 30 A

bs. 1 A
ufteilung nach Losen 

 
 (1) U

nbeschadet des § 97 A
bsatz 4 des G

esetzes 
gegen W

ettbew
erbsbeschränkungen kann der 

öffentliche A
uftraggeber festlegen, ob die A

ngebote 
nur für ein Los, für m

ehrere oder für alle Lose 
eingereicht w

erden dürfen. E
r kann, auch w

enn 
A

ngebote für m
ehrere oder alle Lose eingereicht 

w
erden dürfen, die Zahl der Lose auf eine 

H
öchstzahl beschränken, für die ein einzelner 

B
ieter den Zuschlag erhalten kann. 

(2) D
er öffentliche A

uftraggeber gibt die V
orgaben 

nach A
bsatz 1 in der A

uftragsbekanntm
achung oder 

der A
ufforderung zur Interessensbestätigung 

bekannt. E
r gibt die objektiven und nicht 

diskrim
inierenden K

riterien in den 
V

ergabeunterlagen an, die er bei der V
ergabe von 

Losen anzuw
enden beabsichtigt, w

enn die 
A

nw
endung der Zuschlagskriterien dazu führen 

w
ürden, dass ein einzelner B

ieter den Zuschlag für 

 § 30 regelt in E
rgänzung zu § 97 A

bsatz 4 G
W

B
 

das in A
rtikel 46 der R

ichtlinie 2014/24/E
U

 
vorgesehene V

erfahren bei der U
nterteilung von 

A
ufträgen in Lose. 

D
ie P

flicht zur Losaufteilung geht in E
inklang m

it 
A

rtikel 46 A
bsatz 4 der R

ichtlinie 2014/24/E
U

 über 
die in A

rtikel 46 der R
ichtlinie 2014/24/E

U
 

geforderte bloße B
egründungspflicht zur 

Losaufteilung hinaus. 

Ziel der V
orschrift ist es insbesondere, die 

B
eteiligung von kleineren und m

ittleren 
U

nternehm
en (K

M
U

) am
 V

ergabeverfahren zu 
erleichtern. D

ie öffentlichen A
uftraggeber können 

dazu auch auf den Leitfaden für bew
ährte 

V
erfahren zurückgreifen, der im

 A
rbeitsdokum

ent 
der K

om
m

issionsdienststellen vom
 25. Juni 2008 

m
it dem

 Titel „E
uropäischer Leitfaden für bew

ährte 

 H
inw

eis: D
ie derzeit § 30 zugeordnete am

tliche 
B

egründung passt system
atisch auch zur R

egelung 
des § 8 A

bs. 2 N
r. 11, der die D

okum
entation der 

B
egründung von A

bw
eichungen vom

 G
rundsatz der 

Losvergabe regelt. D
ie insow

eit bislang form
ulierte 

B
egründung ist jedoch lückenhaft, da sie nur auf 

Teillose, nicht aber auf Fachlose eingeht. A
us 

diesem
 G

rund w
ird eine E

rgänzung vorgeschlagen: 

B
ei der B

estim
m

ung der Fachlose ist auf die 
G

egebenheiten des M
arktes abzustellen. Fachlose 

sind Leistungen, die von einem
 bestim

m
ten 

Fachzw
eig oder Fachgew

erbe erbracht w
erden, w

ie 
etw

a im
 B

ereich A
rchitektur jew

eils die Leistungen 
der H

ochbauarchitektur, der Innenarchitektur und 
der Landschaftsarchitektur. 
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eine größere Zahl von Losen als die H
öchstzahl 

erhält. 

(3) In Fällen, in denen ein einziger B
ieter den 

Zuschlag für m
ehr als ein Los erhalten kann, kann 

der öffentliche A
uftraggeber A

uftrage über m
ehrere 

oder alle Lose vergeben, w
enn er in der 

A
uftragsbekanntm

achung oder in der A
ufforderung 

zur Interessenbestätigung angegeben hat, dass er 
sich diese M

öglichkeit vorbehält und die Lose oder 
Losgruppen angibt, die kom

biniert w
erden können. 

  

V
erfahren zur E

rleichterung des Zugangs kleiner 
und m

ittlerer U
nternehm

en zu öffentlichen 
A

ufträgen“ w
iedergegeben ist (siehe 

E
rw

ägungsgrund 78 der R
ichtlinie 2014/24/E

U
). 

B
ei der B

estim
m

ung der m
ittelstandsgerechten 

Losgröße ist nicht alleine die K
M

U
-D

efinition der 
E

m
pfehlung 2003/361/E

G
 der K

om
m

ission vom
 6. 

M
ai 2003 betreffend die D

efinition der 
K

leinstunternehm
en sow

ie der kleinen und m
ittleren 

U
nternehm

en (A
B

l. L 124 vom
 20.5.2003, S

. 36) 
zugrunde zu legen, w

ie sie etw
a für statistische 

Zw
ecke nach der V

erordnung zur S
tatistik über die 

V
ergabe öffentlicher A

ufträge und K
onzessionen 

herangezogen w
ird. B

ei der B
estim

m
ung der 

Losgröße berücksichtigen die öffentlichen 
A

uftraggeber vielm
ehr die B

esonderheiten der 
jew

eiligen B
ranche, der die Lieferung oder die zu 

erbringende Leistung überw
iegend zuzurechnen ist. 

Zu diesem
 Zw

eck kann auf den „Leitfaden 
m

ittelstandsgerechte Teillosbildung“ 
(http://w

w
w

.bm
w

i.de/B
M

W
i/R

edaktion/P
D

F/J-
L/leitfaden-m

ittelstandsgerechte- 
teillosbildung,property=pdf,bereich=bm

w
i2012,spra

che=de,rw
b=true.pdf) und auf das dazugehörige 

E
xcel-B

erechnungstool 
(http://w

w
w

.bm
w

i.de/B
M

W
i/R

edaktion/B
inaer/berec

hnungshilfe,property=blob,bereich=bm
w

i201 
2,sprache=de,rw

b=true.xls) zurückgegriffen w
erden. 
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§ 73 A

nw
endungsbereich und G

rundsätze 
 

 (1) D
ie B

estim
m

ungen dieses A
bschnitts gelten 

zusätzlich für die V
ergabe von A

rchitekten- und 
Ingenieurleistungen, deren G

egenstand eine 
A

ufgabe ist, deren Lösung vorab nicht eindeutig 
und erschöpfend beschrieben w

erden kann.  

(2) A
rchitekten- und Ingenieurleistungen sind  

1. 
Leistungen, die von der H

onorarordnung für 
A

rchitekten und Ingenieure (H
O

A
I) erfasst 

w
erden und  

2. 
sonstige Leistungen, für die die berufliche 
Q

ualifikation des A
rchitekten oder 

Ingenieurs erforderlich ist oder vom
 

öffentlichen A
uftraggeber gefordert w

ird.  

(3) A
ufträge über Leistungen nach A

bsatz 1 sollen 
unabhängig von A

usführung- und Lieferinteressen 
vergeben w

erden.  

  Zu A
bsatz 1  

 G
em

äß A
bsatz 1 finden die folgenden V

orschriften 
zusätzlich zu den allgem

einen R
egelungen dieser 

V
erordnung für die V

ergabe- von A
rchitekten- und 

Ingenieurleistungen A
nw

endung, deren 
G

egenstand eine A
ufgabe ist, deren Lösung vorab 

nicht eindeutig und erschöpfend beschrieben 
w

erden kann. D
am

it w
ird der A

nw
endungsbereich 

des bisherigen § 18 A
bsatz 1 V

O
F aufgegriffen. D

ie 
allgem

einen R
egelungen der bisherigen V

O
F sind, 

so w
ie die R

egelungen des 2. A
bschnitts der 

V
O

L/A
, in dieser V

ergabeverordnung aufgegangen. 
D

ieser A
bschnitt enthält ausdrücklich nur die 

speziellen R
egelungen, die zusätzlich für diese 

Leistungen gelten sollen.  
 Zu A

bsatz 2  
A

bsatz 2 entspricht der R
egelung des bisherigen § 

18 A
bsatz 2 V

O
F.  

 Zu A
bsatz 3  

A
bsatz 3 entspricht der R

egelung des bisherigen § 
2 A

bsatz 3 V
O

F.  
          

      H
ier sollte nachfolgende K

larstellung angefügt 
w

erden: A
rchitektenleistungen sind Leistungen, die 

von Landschaftsarchitekten, Innenarchitekten und 
S

tadtplanern erbracht w
erden. A

ufgrund der 
grundsätzlichen V

erpflichtung zur Losvergabe sind 
P

lanungsw
ettbew

erbe so auszuloben, dass alle 
Fachrichtungen eigenständig an 
P

lanungsw
ettbew

erben teilnehm
en können. 
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§ 78 G

rundsätze und A
nw

endungsbereich für P
lanungsw

ettbew
erbe 

 

(1) P
lanungsw

ettbew
erbe gew

ährleisten die W
ahl 

der besten Lösung der P
lanungsaufgabe und sind 

gleichzeitig ein geeignetes Instrum
ent zur 

S
icherstellung der P

lanungsqualität und Förderung 
der B

aukultur. 

(2) P
lanungsw

ettbew
erbe dienen dem

 Ziel, 
alternative V

orschläge für P
lanungen insbesondere 

auf dem
 G

ebiet der R
aum

planung, des S
tädtebaus 

und des B
auw

esens auf der G
rundlage 

veröffentlichter einheitlicher R
ichtlinien zu erhalten. 

S
ie können vor oder ohne V

ergabeverfahren 
ausgerichtet w

erden. In den einheitlichen R
ichtlinien 

w
ird auch die M

itw
irkung der A

rchitekten- und 
Ingenieurkam

m
ern an der V

orbereitung und bei der 
D

urchführung von P
lanungsw

ettbew
erben geregelt. 

D
er öffentliche A

uftraggeber prüft bei 
A

ufgabenstellungen im
 H

och-, S
tädte- und 

B
rückenbau, ob diese für einen 

P
lanungsw

ettbew
erb geeignet sind und 

dokum
entieren ihre E

ntscheidung. 

(3) D
ie B

estim
m

ungen dieses U
nterabschnitts sind 

zusätzlich zu A
bschnitt 5 für die A

usrichtung von 
P

lanungsw
ettbew

erben anzuw
enden. D

ie auf die 
D

urchführung von P
lanungsw

ett- bew
erben 

anw
endbaren R

egeln nach A
bsatz 2 sind in der 

W
ettbew

erbsbekanntm
achung den an der 

Teilnahm
e am

 P
lanungsw

ettbew
erb Interessierten 

m
itzuteilen. 

Zu A
bsatz 1  

D
er S

atz dient der D
arstellung der V

orzüge von 
P

lanungsw
ettbew

erben. D
am

it sollen öffentliche 
A

uftraggeber anim
iert w

erden, verstärkt von diesem
 

innovativen, qualitätsfördernden und für kleine und 
junge B

üros chancengebenden Instrum
ent 

G
ebrauch zu m

achen. D
ie W

ettbew
erbsförderung 

ist erklärtes baupolitisches Ziel der 
B

undesregierung. D
ie U

m
setzung gelingt nur, w

enn 
potentielle A

usrichter von W
ettbew

erben auf die 
V

orteile des P
lanungsw

ettbew
erbes hingew

iesen 
w

erden.  

Zu A
bsatz 2  

A
bsatz 2 S

atz 1 fußt auf dem
 bisherigen § 15 

A
bsatz 2 S

atz 1 V
O

F. E
r ergänzt die Ziele von 

P
lanungsw

ettbew
erben gem

äß A
bsatz 1 und regelt 

darüber hinaus, dass P
lanungsw

ettbew
erbe auf 

G
rundlage der R

ichtlinien für P
lanungsw

ettbew
erbe 

– R
P

W
 durchgeführt w

erden.  

In A
bsatz 2 S

atz 2 w
urde die R

egelung des 
bisherigen § 15 A

bsatz 2 S
atz 1 V

O
F übernom

m
en, 

aber der Fall der D
urchführung eines 

P
lanungsw

ettbew
erbes w

ährend eines 
V

erhandlungsverfahrens m
angels praktischer 

R
elevanz gestrichen.  

A
bsatz 2 S

atz 3 entspricht dem
 bisherigen § 15 

A
bsatz 2 S

atz 2 V
O

F.  

A
bsatz 2 S

atz 4 sieht eine neue P
rüfpflicht für 

öffentliche A
uftraggeber hinsichtlich der 

  D
as P

otential von P
lanungsw

ettbew
erben kann nur 

vollständig ausgeschöpft w
erden, w

enn sich alle 
einschlägigen S

pezialisten an Ihnen beteiligen 
können und sie nicht aufgrund diskrim

inierender 
Losaufteilung von vorneherein ausgeschlossen 
w

erden. 
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D
urchführung von P

lanungsw
ettbew

erben bei 
A

ufgabenstellungen im
 B

ereich H
och-, S

tädte- und 
B

rückenbau vor. Ö
ffentliche A

uftraggeber m
üssen 

ihre E
ntscheidung dokum

entieren. D
em

 liegt die 
sich aus A

bsatz 1 ergebende E
rkenntnis der 

V
orteilhaftigkeit von P

lanungsw
ettbew

erbe 
zugrunde. D

am
it sollen sich A

uftraggeber 
grundsätzlich zum

indest bei P
lanungsaufgaben in 

den genannten B
ereichen G

edanken über die 
A

usrichtung eines P
lanungsw

ettbew
erbs m

achen. 
B

ei zahlreichen A
ufgabenstellungen m

acht die 
D

urchführung eines P
lanungsw

ettbew
erbes 

gleichw
ohl keinen S

inn.  

 H
ier sollte die B

egründung w
ie folgt ergänzt 

w
erden: 

D
ie P

lanung im
 H

ochbau schließt an dieser S
telle 

Innenarchitektur und Landschaftsarchitektur m
it ein. 

 

E
ntw

urf eines G
esetzes zur M

odernisierung des V
ergaberechts (V

ergaberechtsm
odernisierungsgesetz – V

ergR
M

odG
)  

 
§ 97 G

W
B

 G
rundsätze der V

ergabe 

 (4) M
ittelständische Interessen sind bei der 

V
ergabe öffentlicher A

ufträge vornehm
lich zu 

berücksichtigen. Leistungen sind in der M
enge 

aufgeteilt (Teillose) und getrennt nach A
rt oder 

Fachgebiet (Fachlose) zu vergeben. M
ehrere Teil- 

oder Fach- lose dürfen zusam
m

en vergeben 
w

erden, w
enn w

irtschaftliche oder technische 
G

ründe dies erfordern. W
ird ein U

nternehm
en, das 

nicht öffentlicher A
uftraggeber oder 

S
ektorenauftraggeber ist, m

it der W
ahrnehm

ung 
oder D

urchführung einer öffentlichen A
ufgabe 

betraut, verpflichtet der öffentliche A
uftraggeber 

oder S
ektorenauftraggeber das U

nternehm
en, 

sofern es U
nteraufträge vergibt, nach den S

ätzen 1 
bis 3 zu verfahren.  

 Zu A
bsatz 4 

 § 97 A
bsatz 4 entspricht w

ortgleich dem
 bisherigen 

§ 97 A
bsatz 3 G

W
B

. D
anach sind die Interessen 

m
ittelständischer U

nternehm
en vornehm

lich zu 
berücksichtigen, indem

 öffentliche A
ufträge in Form

 
von Losen vergeben w

erden m
üssen, sofern nicht 

eine G
esam

t- vergabe aus w
irtschaftlichen oder 

technischen G
ründen erforderlich ist. D

am
it geht 

A
bsatz 4 zw

ar über die von A
rtikel 46 der R

ichtlinie 
2014/24/E

U
 geforderte bloße B

egründungspflicht 
zur Losaufteilung hinaus. A

rtikel 46 A
bsatz 4 der 

R
ichtlinie 2014/24/E

U
 stellt aber klar, dass 

strengere A
nforderungen an die Losaufteilung – w

ie 
sie im

 G
W

B
 vorgesehen w

erden – zulässig sind. 

 H
ier sollte die B

egründung w
ie folgt ergänzt 

w
erden: 

B
ei der grundsätzlich gebotenen A

ufteilung in Lose 
berücksichtigt der öffentliche A

uftraggeber die 
B

esonderheiten der jew
eiligen B

ranche, der die 
Lieferung oder die zu erbringende Leistung 
überw

iegend zuzurechnen ist. D
ie B

ranche im
 

A
rchitekturbereich sind beispielsw

eise in die 
unterschiedlichen B

erufsgruppen der 
H

ochbauarchitekten, Innenarchitekten und 
Landschaftsarchitekten aufzugliedern.  

 


